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1. Einleitung 

Die Dokumentation beschäftigt sich im ersten Teil (unter 2.) mit Fragen zur Zurückweisung von 
ausländischen Personen an der deutschen Grenze. Nach einem Überblick zur Rechtslage und Ter-
minologie der Zurückweisung (unter 2.1.) werden verschiedene Rechtsfragen in Bezug auf die 
Dublin-III-Verordnung (dazu unter 2.2.) und zur erkennungsdienstlichen Behandlung von Asyl-
suchenden durch die Grenzbehörde (dazu unter 2.3.) thematisiert.  

Anschließend wird (unter 3.) auf die unionsrechtlichen Vorgaben zu Transitzonen eingegangen. 

2. Zurückweisung an der Grenze 

2.1. Überblick zur Rechtslage und Terminologie 

Die zentrale Norm für die Zurückweisung an der Grenze bildet § 15 Aufenthaltsgesetz (Auf-
enthG)1. Gemäß § 15 Abs. 1 AufenthG sind ausländische Personen, die unerlaubt in das Bundes-
gebiet einreisen wollen, an der Grenze zurückzuweisen. Die Absätze 2 und 3 des § 15 AufenthG 
beinhalten weitere Tatbestände für die Zurückweisung im Ermessenswege; Abs. 4 normiert wie-
derum Zurückweisungsverbote und -hindernisse. 

Für Asylsuchende gelten allerdings die besonderen Regelungen des § 18 Asylgesetz (AsylG)2. Ge-
mäß Abs. 1 sind Personen, die bei der Grenzbehörde um Asyl nachsuchen, unverzüglich an die 
zuständige oder, sofern diese nicht bekannt ist, an die nächstgelegene Aufnahmeeinrichtung zur 
Meldung weiterzuleiten.  

§ 18 Abs. 2 AsylG zufolge ist die Einreise (nur) zu verweigern, wenn die Person 

  (Nr. 1) aus einem sicheren Drittstaat (§ 26a) einreist;3  

  (Nr. 2) Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass ein anderer Staat auf Grund von Rechtsvorschrif-
ten der Europäischen Gemeinschaft oder eines völkerrechtlichen Vertrages für die Durchfüh-
rung des Asylverfahrens zuständig ist und ein Auf- oder Wiederaufnahmeverfahren eingelei-
tet wird, oder 

  (Nr. 3) die Person eine Gefahr für die Allgemeinheit bedeutet, weil sie in der Bundesrepublik 
Deutschland wegen einer besonders schweren Straftat zu einer Freiheitsstrafe von mindestens 

 

1 Aufenthaltsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 25.02.2008 (BGBl. I S. 162), zuletzt geändert durch 
Art. 2 des Gesetzes vom 20.12.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 390). 

2 Asylgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 02.09.2008 (BGBl. I S. 1798), zuletzt geändert durch Art. 1 
des Gesetzes vom 19.12.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 382). 

3 Alle derzeit nach deutschem Recht als sicher eingestuften Drittstaaten sind gleichzeitig Dublin-Staaten, vgl. 
dazu und zu Einzelheiten der unterschiedlichen Begrifflichkeiten und Konzepten sicherer Drittstaaten im deut-
schen und europäischen Recht Deutscher Bundestag, Wissenschaftliche Dienste, Fragen zum Konzept der siche-
ren Drittstaaten im deutschen und europäischen Asylrecht, WD 3 - 3000 - 095/23, Ausarbeitung vom 
26.10.2023. 

https://www.bundestag.de/resource/blob/980192/b17b55ad7d77bb04559e231859b10c35/WD-3-095-23-pdf.pdf
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drei Jahren rechtskräftig verurteilt worden ist, und ihre Ausreise nicht länger als drei Jahre 
zurückliegt. 

§ 18 Abs. 4 AsylG enthält wiederum Ausnahmen von der Einreiseverweigerung gemäß § 18 
Abs. 2 AsylG: 

  Von der Einreiseverweigerung oder Zurückschiebung ist im Falle der Einreise aus einem si-
cheren Drittstaat (§ 26a) abzusehen, soweit  

  (Nr. 1) die Bundesrepublik Deutschland auf Grund von Rechtsvorschriften der Europäischen 
Gemeinschaft oder eines völkerrechtlichen Vertrages mit dem sicheren Drittstaat für die 
Durchführung eines Asylverfahrens zuständig ist oder 

  (Nr. 2) das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat es aus völkerrechtlichen oder 
humanitären Gründen oder zur Wahrung politischer Interessen der Bundesrepublik Deutsch-
land angeordnet hat. 

Die Grenzbehörde hat die ausländische Person zudem gemäß § 18 Abs. 5 AsylG erkennungs-
dienstlich zu behandeln. 

Schon der Wortlaut des § 18 AsylG lässt erkennen, dass die Bestimmung in ein komplexes Sys-
tem verfassungsrechtlicher, europarechtlicher und völkerrechtlicher Vorgaben eingebettet ist.4 
Zu nennen sind insbesondere: 

– Art. 16a GG (Asylgrundrecht in Abs. 1 und Regelung zur Einreise aus sicheren Drittstaaten 
in Abs. 2);5 

– der Schengener Grenzkodex; 

– die Dublin-III-Verordnung6 (Dublin-III-VO; zu dieser sogleich unter 2.2.); 

 

4 Vgl. den Überblick bei Haderlein, in: BeckOK AuslR, 38. Ed., Stand: 01.07.2023, § 18 AsylG Rn. 4 ff. 

5 Näher zum Konzept sicherer Drittstaaten in Art. 16a Abs. 2 GG und im Unionsrecht Deutscher Bundestag, Wis-
senschaftliche Dienste, Fragen zum Konzept der sicheren Drittstaaten im deutschen und europäischen Asyl-
recht, WD 3 - 3000 - 095/23, Ausarbeitung vom 26.10.2023. 

6 Verordnung (EU) Nr. 604/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 zur Festlegung 
der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der für die Prüfung eines von einem Drittstaats-
angehörigen oder Staatenlosen in einem Mitgliedstaat gestellten Antrags auf internationalen Schutz zuständig 
ist (Neufassung), ABl. EU L 180, S. 31-59. 

https://www.bundestag.de/resource/blob/980192/b17b55ad7d77bb04559e231859b10c35/WD-3-095-23-pdf.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex:32013R0604
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– die EU-Asylverfahrensrichtlinie7 und  

– der völkerrechtliche Grundsatz der Nichtzurückweisung (Non-Refoulement-Gebot), der in 
Art. 33 der Genfer Flüchtlingskonvention und Art. 3 der Europäischen Menschenrechtskon-
vention verankert ist8 und auch in das primäre und sekundäre Europarecht aufgenommen 
wurde.9 

Eine Einreiseverweigerung nach § 18 Abs. 2 AsylG besitzt dieselbe Wirkung wie eine Zurückwei-
sung nach § 15 AufenthG. Erstere wird daher in der Kommentierung zur deutschen Rechtslage 
als besondere Form der Zurückweisung verstanden10 oder jedenfalls als vollstreckungsrechtliche 
Grundverfügung betrachtet und die Zurückweisung als deren Vollzug.11 Die Einreiseverweige-
rung muss sich zudem am bereits genannten Grundsatz der Nichtzurückweisung messen lassen 
und fällt damit auch unter den entsprechenden europa- und völkerrechtlichen Begriff der Zu-
rückweisung. Vor diesem Hintergrund wird – soweit nicht anders angegeben – auch im Gang die-
ser Arbeit der Begriff „Zurückweisung“ als Oberbegriff genutzt.  

2.2. Fragen zur Dublin-III-VO 

Die Dublin-III-VO gilt für alle Mitgliedstaaten der EU sowie für Island, Liechtenstein, Norwegen 
und die Schweiz. Die Verordnung legt verbindliche Kriterien und Verfahren für die Bestimmung 
desjenigen Mitgliedstaates fest, der für die Prüfung eines Asylantrags zuständig ist (Art. 3 Abs. 1 
Satz 2 Dublin-III-VO). Gemäß Art. 17 Abs. 1 Dublin-III-VO kann allerdings jeder Mitgliedstaat be-
schließen, einen Asylantrag auch dann zu prüfen, wenn er nach den in der Verordnung festgeleg-
ten Kriterien nicht für die Prüfung zuständig ist (sog. Selbsteintrittsrecht). Zudem behält jeder 
Mitgliedstaat gemäß Art. 3 Abs. 3 Dublin-III-VO das Recht, einen Antragsteller nach Maßgabe der 
Bestimmungen und Schutzgarantien der Asylverfahrensrichtlinie 32/2013/EU in einen sicheren 
Drittstaat zurück- oder auszuweisen. Mit Drittstaaten sind dabei nur solche Staaten gemeint, die 
selbst nicht in den Anwendungsbereich der Dublin-III-VO fallen. Davon ist die an die Wissen-
schaftlichen Dienste gerichtete Frage zu unterscheiden, ob ein Dublin-Staat die Einreise von 
Asylsuchenden aus einem anderen Dublin-Staat unter der Geltung der Dublin-III-VO verweigern 

 

7 Richtlinie 2013/32/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 zu gemeinsamen Verfah-
ren für die Zuerkennung und Aberkennung des internationalen Schutzes (Neufassung), ABl. EU L 180, S. 60-95; 
Zur Frage der Vereinbarkeit von Einreiseverweigerungen im Zusammenhang mit sicheren Drittstaaten mit der 
Asylverfahrensrichtlinie (insb. Art. 38, 39, 43) vgl. Deutschen Bundestag, Fachbereich Europa, Das Konzept der 
sicheren Drittstaaten und sicheren europäische Drittstaaten in der Asylverfahrensrichtlinie, EU 6 - 3000 - 
046/23, Ausarbeitung vom 23. Oktober 2023, S. 9 ff., 13 f. 

8 Vgl. dazu Deutscher Bundestag, Wissenschaftliche Dienste, International menschenrechtliche Grenzen der Aus-
weisung und Einreiseverweigerung, WD 2 - 3000 - 129/19, Sachstand vom 08.11.2019; Zurückweisung von 
Flüchtlingen an deutschen EU-Binnengrenzen aus völkerrechtlicher Perspektive, WD 2 - 3000 - 090/18, Sach-
stand vom 26.06.2018. 

9 Dazu näher Deutscher Bundestag, Fachbereich Europa, Zur exterritorialen Anwendbarkeit des unionsrechtli-
chen Grundsatzes der Nichtzurückweisung, PE 6 - 3000 - 071/19, Ausarbeitung vom 27.09.2019, S. 6 ff. 

10 Funke-Kaiser/Fritz/Vormeier, in: Funke-Kaiser, GK-AsylG, § 18 Rn. 32 m.w.N. (Stand: 128. Lfg., 01.09.2020); 
Kolber, in: Bergmann/Dienelt, 14. Auflage 2022, § 18 AsylG Rn. 35; Marx, AsylG, 11. Auflage 2022, § 18 Rn. 38. 

11 Hailbronner, Ausländerrecht, Juni 2023, § 18 AsylG Rn. 64. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex:32013L0032
https://www.bundestag.de/resource/blob/984446/285ac3d42a91cf78c4c9341e4b36522f/EU-6-046-23-pdf.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/984446/285ac3d42a91cf78c4c9341e4b36522f/EU-6-046-23-pdf.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/674544/4e52e9f949ae7ac0a782a38ffb42787d/WD-2-129-19-pdf-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/568270/420510c6c8d1ecde2e504a71fc469eb7/WD-2-090_18-pdf-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/672036/902c76cb27887877114e397b8a0a9167/PE-6-071-19-pdf-data.pdf
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darf (dazu sogleich unter 2.2.1.) und ob die Zuständigkeitsprüfung nach der Dublin-III-VO an der 
Grenze in Form eines Schnellverfahrens zulässig wäre (dazu unter 2.2.2.). Ferner wurde gefragt, 
unter welchen Voraussetzungen die Anwendung der Dublin-III-VO gegebenenfalls unter Beru-
fung auf Art. 72 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV)12 ausgesetzt 
werden könnte (dazu unter 2.2.3.). 

2.2.1. Vereinbarkeit von Zurückweisungen an Binnengrenzen mit der Dublin-III-VO 

Die Dublin-III-VO trifft selbst keine explizite Aussage dazu, ob Zurückweisungen von Asylsu-
chenden an den Binnengrenzen zulässig sind. Gemäß Art. 3 Abs. 1 Satz 1 Dublin-III-VO prüfen 
die Mitgliedstaaten „jeden Antrag auf internationalen Schutz, den ein Drittstaatsangehöriger oder 
Staatenloser im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats einschließlich an der Grenze oder in den Tran-
sitzonen stellt“. Zudem wird das Verfahren zur Bestimmung des zuständigen Mitgliedstaats ge-
mäß Art. 20 Abs. 1 Dublin-III-VO eingeleitet, sobald in einem Mitgliedstaat erstmals ein Antrag 
auf internationalen Schutz gestellt wird. Stellt ein Antragsteller bei den zuständigen Behörden 
eines Mitgliedstaats einen Antrag auf internationalen Schutz, während er sich im Hoheitsgebiet 
eines anderen Mitgliedstaats aufhält, obliegt die Bestimmung des zuständigen Mitgliedstaats ge-
mäß Art. 20 Abs. 4 Satz 1 Dublin-III-VO dem Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet sich der An-
tragsteller aufhält.  

Ob eine Zurückweisung (allein) nach nationalem Recht erfolgen kann oder ein Verfahren zur 
Prüfung der Zuständigkeit nach der Dublin-III-VO durchzuführen ist, hängt also maßgeblich da-
von ab, ob sich eine Person, die an einer Binnengrenze eines Mitgliedstaats um Asyl nachsucht, 
bereits im Sinne von Art. 20 Abs. 2 Dublin-III-VO in diesem Mitgliedstaat befindet oder noch im 
Hoheitsgebiet des anderen Mitgliedstaats im Sinne von Art. 20 Abs. 413 Satz 1 Dublin-III-VO. 

Die deutsche Regelung in § 18 Abs. 2 AsylG knüpft an die sog. Fiktion der Nichteinreise in § 13 
Abs. 2 Satz 1 AufenthG an. Danach gilt eine Person, die sich zwar schon physisch auf dem Ho-
heitsgebiet der Bundesrepublik befindet und bei den Grenzbehörden um Asyl nachsucht, solange 
als nicht eingereist, bis sie auch die Grenzübergangsstelle passiert hat. Europarechtlich ist nicht 
abschließend durch den EuGH geklärt, ob eine solche nationalrechtliche Nichteinreisefiktion mit 
dem Unionsrecht vereinbar ist und sich auf die Auslegung von Art. 20 Abs. 1 und 4 Satz 1 Dub-
lin-III-VO auszuwirken vermag. 

 

12 Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen vom 13.12.2007 – konsolidierte Fassung (Abl. EU C 202, 
07.06.2016, S. 47 - 360), abrufbar unter: https://eur-lex.europa.eu/legal-con-
tent/DE/TXT/?uri=celex%3A12016ME%2FTXT. 

13 Unstreitiger Anwendungsfall des Abs. 4 ist dagegen etwa die Beantragung von Asyl bei einer Botschaft eines 
Mitgliedstaats, vgl. Rau, Blick in die juristische Auseinandersetzung, Der Flüchtlingsstreit und das Recht – eine 
Nachlese, in: BDVR-Rundschreiben 3/2018, S. 21 (28 ff. m.w.N.). 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex:12016ME/TXT
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex:12016ME/TXT
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Diese grundsätzliche Frage war bereits mehrfach Gegenstand von Ausarbeitungen des Fachbe-
reichs Europa und der Wissenschaftlichen Dienste des Deutschen Bundestages, vgl. zur europa-14 
und völkerrechtlichen Perspektive etwa 

– Transitverfahren und die Fiktion der Nichteinreise – Vereinbarkeit mit dem Unionsrecht, 
PE 6 - 3000 - 111/18, Ausarbeitung vom 2. August 2018, S. 13 ff.; 

– Transitverfahren an den EU-Binnengrenzen – Vereinbarkeit mit dem Unionsrecht, PE 6 - 
3000 - 109/18, Ausarbeitung vom 2. August 2018, S. 13 ff.; 

– Zur Fiktion der Nichteinreise im Transitverfahren – Vereinbarkeit mit dem Unionsrecht, 
PE 6 - 3000 - 112/18, Ausarbeitung vom 2. August 2018, S. 13 ff.; 

– Die Fiktion der Nichteinreise im Transitverfahren – Vereinbarkeit mit dem Unionsrecht, PE 
6 -  3000 - 120/18, Ausarbeitung vom 2. August 2018, S. 13 ff. 

– Zurückweisungen an der Grenze – Vorgaben des Unionsrechts, PE 6 - 3000 - 95/18, Ausar-
beitung vom 11. Juli 2018, S. 4 ff.; 

– Zur Zurückweisung von Asylsuchenden an den EU-Binnengrenzen – Vorgaben des Unions-
rechts und des Völkerrechts, PE 6 - 3000 - 96/18, WD 2 - 3000 - 90/18, Ausarbeitung vom 
9. Juli 2018, S. 4 ff.;  

– Vorgaben der Dublin-III-Verordnung und des Schengener Grenzkodex, PE 6 - 3000 - 107/18, 
Ausarbeitung vom 5. Juli 2018, S. 4 ff.; 

– Verhältnis von Unionsrecht und nationalem Recht – Vorgaben der Dublin-III-Verordnung 
und des Schengener Grenzkodexes, PE 6 - 3000 - 106/18, Ausarbeitung vom 5. Juli 2018, 
S. 5 ff.; 

– Zurückweisungen an den EU-Binnengrenzen – Vereinbarkeit mit der Rechtsprechung des 
EuGH, PE 6 - 3000 - 103/18, Ausarbeitung vom 12. Juli 2018, S. 4 f.;  

und zur nationalrechtlichen Perspektive  

– Zurückweisung von Asylsuchenden an der Grenze aus nationaler Perspektive, WD 3 - 3000 
- 230/18, Ausarbeitung vom 10. Juli 2018, S. 5 ff.; 

– Wiedereinführung von Grenzkontrollen und Zurückweisung von Asylsuchenden an der 
Grenze aus nationaler Perspektive, WD 3 - 3000 - 243/18, Ausarbeitung vom 5. Juli 2018, 
S. 6 ff. 

 

14 Vgl. zur ebenfalls relevanten Asylverfahrensrichtlinie auch Deutscher Bundestag, Fachbereich Europa, Das Kon-
zept der sicheren Drittstaaten und sicheren europäische Drittstaaten in der Asylverfahrensrichtlinie, EU 6 - 3000 
- 046/23, Ausarbeitung vom 23.10.2023, S. 9 ff., 13 f. 

https://www.bundestag.de/resource/blob/571498/63352e85f233c385555b830ef826596c/PE-6-111-18-pdf-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/571496/5b60f82bc78292dc01d901625b8f292d/PE-6-109-18-pdf-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/571496/5b60f82bc78292dc01d901625b8f292d/PE-6-109-18-pdf-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/571500/f5ab94cd5182a139e3dc0f4572c22920/PE-6-112-18-pd-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/571502/1af539886c10c0f865f38dde06383e24/PE-6-120-18-pdf-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/571502/1af539886c10c0f865f38dde06383e24/PE-6-120-18-pdf-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/567932/e0b8866cd87025ffc25a9a9474715669/PE-6-095-18-pdf-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/567934/ef5ee573a32b234777e8a44d20994888/PE-6-096-18-WD-2-090-18-pdf-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/567948/993f5d4d5ef27190da161b0406cb348f/PE-6-107-18-pdf-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/567946/4fd3914417694a07db1b47f86fcc2314/PE-6-106-18-pdf-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/567944/aa63d3a58411a8051c1a63a6d28ab305/PE-6-103-18-pdf.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/569362/be8e7579ab551b437843e2654ffee3ec/WD-3-230-18-pdf-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/569362/be8e7579ab551b437843e2654ffee3ec/WD-3-230-18-pdf-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/569366/566858ca8e56433a14c43de9d2b21561/WD-3-243-18-pdf-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/984446/285ac3d42a91cf78c4c9341e4b36522f/EU-6-046-23-pdf.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/984446/285ac3d42a91cf78c4c9341e4b36522f/EU-6-046-23-pdf.pdf
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Einen weiteren ausführlichen Überblick über die im Jahr 2018 geführte intensive Diskussion der 
Anwendbarkeit der Dublin-III-VO auf Zurückweisungen an Binnengrenzen gibt zudem 

  Rau, Blick in die juristische Auseinandersetzung, Der Flüchtlingsstreit und das Recht – eine 
Nachlese, in: BDVR-Rundschreiben 3/2018, S. 21 ff. 

Die Rechtslage hat sich seit 2018 nicht geändert. Die Dublin-III-VO ist trotz der laufenden Re-
form des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems (GEAS)15 bisher unverändert in Kraft und die 
Regelungen des § 18 AsylG zur Einreiseverweigerung wurden nur redaktionell geändert.16  

Bis heute hat der Europäische Gerichtshof (EuGH) die betreffenden Rechtsfragen zur Dublin-III-
VO nicht abschließend geklärt. In einer kürzlich ergangenen Entscheidung hat der  

  EuGH, Urteil vom 21. September 2023, Rs. C-143/22, Rn. 32 

lediglich zur Anwendung der Rückführungsrichtlinie17 im Falle der Wiedereinführung von Bin-
nengrenzkontrollen nach dem Schengener Grenzkodex ausgeführt, dass die Einreise einer Person 
in das Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats bereits vor dem Überschreiten einer Grenzübergangs-
stelle erfolgen kann. 

In der jüngeren Rechtsprechung deutscher Gerichte ist insbesondere auf eine Entscheidung des  

  Verwaltungsgerichts (VG) München, Beschluss vom 04.05.2021 – M 22 E 21.30294, juris 

zur Zurückweisung an der deutsch-österreichischen Grenze hinzuweisen. Danach greift Art. 20 
Abs. 1 Dublin-III-VO trotz der Nichteinreisefiktion des deutschen Aufenthalts- und Asylrechts: 

  Der Begriff des Hoheitsgebiets ist dahin zu verstehen, dass damit der Raum gemeint ist, inner-
halb dessen ein Staat die Staatsgewalt und damit seine Hoheitsrechte ausübt. Von einem Auf-
enthalt im Hoheitsgebiet eines Staates ist folglich auch dann auszugehen, wenn eine Person 
nach den nationalstaatlichen Bestimmungen de jure, trotz tatsächlichen Aufenthalts in dem 
betreffenden Staat, noch nicht als eingereist gilt.18 

In der Rechtswissenschaft werden die in den eingangs genannten Arbeiten aufgezeigten Diskussi-
onslinien zur Frage der Auslegung von § 18 AsylG vor dem Hintergrund der Dublin-III-VO wei-
tergeführt. So sei die Einreiseverweigerung einer weiterhin vertretenen Ansicht zufolge trotz der 

 

15 Vgl. zu Verlauf und aktuellem Stand der GEAS-Reform etwa Rat der Europäischen Union, Zeitleiste – Migrati-
ons- und Asylpaket, Stand: 20.12.2023. 

16 Ergänzung des Absatzes 4 (Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat“ anstelle „Bundesministerium 
des Innern“) durch die Elfte Zuständigkeitsanpassungsverordnung vom 19.06.2020, BGBl. I 2020, S. 1328. 

17 Richtlinie 2008/115/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 über gemeinsame 
Normen und Verfahren in den Mitgliedstaaten zur Rückführung illegal aufhältiger Drittstaatsangehöriger, ABl. L 
348 vom 24. Dezember 2008, S. 98 - 107. 

18 VG München, Beschluss vom 04.05.2021 – M 22 E 21.30294, juris Rn. 70 ff. (insb. 72); vgl. auch schon in diese 
Richtung tendierend der Beschluss vom 08.08.2019 – M 18 E 19.32238 –, juris Rn. 38 ff. 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf;jsessionid=7F652536BF475E2BD3922051327B21CB?text=&docid=277630&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=1192346
https://www.consilium.europa.eu/de/policies/eu-migration-policy/eu-migration-asylum-reform-pact/timeline-migration-and-asylum-pact/
https://www.consilium.europa.eu/de/policies/eu-migration-policy/eu-migration-asylum-reform-pact/timeline-migration-and-asylum-pact/
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Geltung der Dublin-III-VO möglich.19 Asylsuchende befänden sich erst nach Passieren der Grenz-
übergangsstelle im Hoheitsgebiet des dort um Asyl ersuchten Mitgliedstaats im Sinne von Art. 20 
Abs. 1 Dublin-III-VO. Vor diesem Zeitpunkt befinde sich die Person noch im Hoheitsgebiet des 
anderen Mitgliedstaats, welcher gemäß Art. 20 Abs. 4 Satz 1 Dublin-III-VO für die Zuständig-
keitsprüfung zuständig sei.20 Insofern sei rechtlich auch zwischen Überstellungen nach der Dub-
lin-III-VO und Zurückweisungen an der Grenze zu unterscheiden.21 Namentlich seien insbeson-
dere Zurückweisungen auf Grundlage nationaler Bestimmungen und bilateraler Absprachen bei 
vorübergehenden Binnengrenzkontrollen im Einklang mit den Regeln des Schengener Grenzko-
dex mit der Dublin-III-VO und (auch der Rückführungsrichtlinie22) vereinbar.23 Die im deutsch-
sprachigen Raum heute wohl herrschende Meinung geht – trotz Unterschieden bei den Einzel-
heiten – dagegen davon aus, dass die Dublin-III-VO die Einreiseverweigerung nach § 18 Abs. 2 
AsylG überlagert bzw. verdrängt.24 Diese Bewertung setzt die Annahme voraus, dass allein der 
tatsächliche Aufenthalt auf dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats einschließlich des Grenz- und 

 

19 Haderlein, in: BeckOK AuslR, 38. Ed., Stand: 01.10.2023, § 18 AsylG Rn. 22; Hailbronner, Ausländerrecht, Juni 
2023, § 18 AsylG Rn. 12 ff., 44, 55. 

20 Haderlein, in: BeckOK AuslR, 38. Ed., Stand: 01.10.2023, § 18 AsylG Rn. 22; Hailbronner, Ausländerrecht, Juni 
2023, § 18 AsylG Rn. 18 ff., 25, 55. So auch die Position der Bundespolizei in Bezug auf Zurückweisungen an 
der Grenze zu Österreich nach dem sog. „Seehofer-Deal“, vgl. etwa VG München, Beschluss vom 08.08.2019 – 
M 18 E 19.32238 –, juris Rn. 33, Beschluss vom 04.05.2021 – M 22 E 21.30294, juris Rn. 20. 

21 Hailbronner, Ausländerrecht, Juni 2023, § 18 AsylG Rn. 16. 

22 Richtlinie 2008/115/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 über gemeinsame 
Normen und Verfahren in den Mitgliedstaaten zur Rückführung illegal aufhältiger Drittstaatsangehöriger, 
ABl. EU L 348, 24.12.2008, S. 98 - 107. 

23 Haderlein, in: BeckOK AuslR, 38. Ed., Stand: 01.10.2023, § 18 AsylG Rn. 22; Hailbronner, Ausländerrecht, Juni 
2023, § 18 AsylG Rn. 18, 55. 

24 Bartolucci, Vielzahl an Kritikpunkten“ an Einreiseverweigerung nach „Seehofer-Deal“, in: Asylmagazin 2019, 
S. 334 (335, 338); Bender/Bethke/Dorn, in: NK-AuslR, 3. Auflage 2023, § 67 AsylG Rn. 31; Bergmann, in: Berg-
mann/Dienelt, Ausländerrecht, 14. Auflage 2022, § 29 Rn. 59; Bruns, in: NK-AuslR, 3. Aufl. 2023, § 18 AsylG 
Rn. 25; Funke-Kaiser/Fritz/Vormeier, in: Funke-Kaiser, GK-AsylG, § 18 Rn. 45, 50 f. (Stand: 128. Lfg., 
01.09.2020); Gärditz, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG Art. 16a Rn. 144 (Stand: 102. EL, August 2023); Günther/Nu-
ckelt, in: BeckOK AuslR, 39. Ed., Stand: 01.10.2023, § 29 AsylG Rn. 65; Kolber, in: Bergmann/Dienelt, 14. Auf-
lage 2022, § 18 AsylG Rn. 22 f. (zur dort genannten „Dublin-Kurzprüfung“ siehe Abschnitt 2.2.3. der hiesigen 
Dokumentation); Lehnert, Die Herrschaft des Rechts an der EU-Außengrenze?, in: VerfBlog, 04.03.2020; 
Lübbe, VG München zu Seehofer-Präzedenzfall: Kein Schutz des Eilrechtsschutzes?, in: VerfBlog, 10.05.2019; 
Marx, AsylG, 11. Auflage 2022, § 18 Rn. 40 ff., insb. 44, 50, 58; Nestler/Ziebritzki, Unionsrecht statt „Deals“ in 
der europäischen Asylpolitik. Zu zwei Beschlüssen des VG München zum „EU-Türkei-Deal“ und dem sog 
„Seehofer-Deal“, in: NVwZ 2020, 129 (130 f.); Thym, „Pushbacks“ an den deutschen Grenzen: ja, nein, viel-
leicht?, VerfBlog, 29.09.2023; Vogt/Nestler, in: Huber/Mantel, AufenthG/AsylG, 3. Auflage 2021, § 18 AsylG 
Rn. 16 ff.; an der Tragfähigkeit der Annahme der Anwendbarkeit von Art. 20 Abs. 4 Dublin-III-VO zweifelnd 
auch Rau, Blick in die juristische Auseinandersetzung Der Flüchtlingsstreit und das Recht – eine Nachlese, in: 
BDVR-Rundschreiben 3/2018, S. 21 (39). 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex:32008L0115
https://verfassungsblog.de/die-herrschaft-des-rechts-an-der-eu-aussengrenze/
https://verfassungsblog.de/vg-muenchen-zu-seehofer-praezedenzfall-kein-schutz-des-eilrechtsschutzes/
https://verfassungsblog.de/pushbacks-an-den-deutschen-grenzen-ja-nein-vielleicht/
https://verfassungsblog.de/pushbacks-an-den-deutschen-grenzen-ja-nein-vielleicht/
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Transitbereichs die Verfahrenszuständigkeit nach Art. 20 Abs. 1 Dublin-III-VO auslöst25 und mit-
hin Art. 20 Abs. 4 Dublin-III-VO nicht greift.26  

In diese Richtung dürfte nunmehr auch eine Äußerung der  

  Bundesregierung, Antwort zu Frage 15 der Kleinen Anfrage der Fraktion DIE LINKE., BT-Drs. 
20/8274, S. 22 

aus dem September 2023 deuten.27 Dort antwortete die Bundesregierung auf die Frage nach der 
Vereinbarkeit der Zurückweisungspraxis der Bundespolizei an der deutsch-schweizerischen 
Grenze mit dem hier bereits angesprochenen Beschluss des VG München vom 4. Mai 2021 (M 22 
E 21.30294), wonach die Rechtsfigur der „Fiktion der Nichteinreise“ die vorrangig zu beachtende 
Dublin-III-VO nicht verdrängen kann:  

  Asylgesuche, die von Schutzsuchenden vorgetragen werden, welche sich bereits auf deut-
schem Hoheitsgebiet befinden, werden von der Bundespolizei entgegengenommen und an die 
zuständige Außenstelle des BAMF [Anm. d. Vf.: Bundesamt für Migration und Flüchtlinge] 
zur Antragstellung und Prüfung weitergeleitet. Die Möglichkeit einer Überstellung an den zu-
ständigen Dublin-Staat bleibt unberührt. 

Noch im Februar 2023 vertrat die  

  Bundesregierung, Antwort zu Frage 23 der Kleinen Anfrage der Fraktion DIE LINKE., BT-Drs. 
20/5674, S. 34  

dagegen unter Bezugnahme auf 

  Bundesregierung, Antwort zu Fragen 5 und 6 der Kleinen Anfrage der Fraktion DIE LINKE., 
BT-Drs. 19/13857, S. 7 f.  

ausdrücklich den Standpunkt, dass  

  das Instrument der absprachekonformen Direktzurückweisung von Personen, bei denen im 
Rahmen der vorübergehend wieder eingeführten Binnengrenzkontrollen an der deutsch-öster-
reichischen Grenze festgestellt wird, dass sie die Einreisevoraussetzungen nicht erfüllen und 
sie bereits einen Asylantrag in dem anderen Mitgliedstaat gestellt haben (EURODAC Treffer 
der Kategorie 1), mit nationalem und europäischem Recht vereinbar ist. 

 

25 So ausdrücklich etwa Gärditz, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG Art. 16a Rn. 144 Fn. 11 (Stand: 102. EL, August 
2023); Günther/Nuckelt, in: BeckOK AuslR, 39. Ed., Stand: 01.10.2023, § 29 AsylG Rn. 65; Vogt/Nestler, in: Hu-
ber/Mantel, AufenthG/AsylG, 3. Auflage 2021, § 18 AsylG Rn. 16 ff. 

26 Bergmann, in: Bergmann/Dienelt, Ausländerrecht, 14. Auflage 2022, § 29 AsylG Rn. 59 m.w.N. 

27 So auch Thym, „Pushbacks“ an den deutschen Grenzen: ja, nein, vielleicht?, VerfBlog, 29.09.2023. 

https://dserver.bundestag.de/btd/20/082/2008274.pdf#page=22
https://dserver.bundestag.de/btd/20/056/2005674.pdf#page=34
https://dserver.bundestag.de/btd/19/138/1913857.pdf#page=7
https://verfassungsblog.de/pushbacks-an-den-deutschen-grenzen-ja-nein-vielleicht/
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2.2.2. Dublin-Verfahren an der Grenze in Form von „Schnellverfahren“ 

Die Dublin-III-VO bestimmt wie gesagt nicht nur die Kriterien der Zuständigkeit für die Prüfung 
des Asylantrags, sondern legt auch die Verfahren zur Bestimmung der Zuständigkeit und für 
Überstellungen einschließlich Verfahrensgarantien für Asylsuchende verbindlich fest. So regelt 
Kapitel VI der Dublin-III-VO die sog. Aufnahmeverfahren bzw. Wiederaufnahmeverfahren zwi-
schen den Mitgliedstaaten. Danach variiert etwa die reguläre Länge der Fristen für die Beantwor-
tung von Übernahmegesuchen in Aufnahme- und Wiederaufnahmeverfahren je nach Fallgestal-
tung zwischen zwei Wochen und zwei Monaten (Art. 22, 25 Dublin-III-VO). Im Rahmen von Auf-
nahmeverfahren28 besteht unter den Voraussetzungen von Art. 21 Abs. 2 Dublin-III-VO zudem 
die Möglichkeit der Einleitung eines sog. Dringlichkeitsverfahrens. Aber auch in diesen Fällen 
beträgt die Antwortfrist mindestens eine Woche (Art. 21 Abs. 2 Unterabsatz 2 Satz 2 Dublin-III-
VO). Besondere „Schnellverfahren“ konkret für Asylgesuche an Binnengrenzen sieht die Dub-
lin-III-VO hingegen nicht vor.29 

Die Bundespolizei berief sich insbesondere in Bezug auf Zurückweisungen an der Grenze zu Ös-
terreich nach dem sog. „Seehofer-Deal“30 mehrfach auf die Zulässigkeit eines „Pre-Dublin-Ver-
fahrens“.31 Danach könnten auf Grundlage von Verwaltungsabsprachen im Falle eines EURO-
DAC-Treffers32 die Zuständigkeitskriterien der Dublin-III-VO herangezogen werden, ohne dass 
die Vorgaben der Art. 20 ff. Dublin-III-VO zu Aufnahme- und Wiederaufnahmeverfahren einge-
halten werden müssten. 

Die Zulässigkeit solcher „Pre-Dublin-Verfahren“ wird jedoch in der deutschen Rechtsprechung33   

 

28 Die Abgrenzung zwischen Aufnahme- und Wiederaufnahmeverfahren hängt davon ab, ob im um Übernahme 
ersuchten Mitgliedstaat bereits zuvor ein Asylantrag gestellt wurde. Ist dies der Fall, handelt es sich um ein 
Wiederaufnahmeverfahren (vgl. Art. 23, 24 in Verbindung mit Art. 18 Abs. 1 Buchstaben b, c, d und Art. 20 
Abs. 5 Dublin-III-VO), andernfalls um ein Aufnahmeverfahren. 

29 Das Verfahren nach der Dublin-III-VO unterliegt auch keinen verkürzten Fristen oder abgesenkten materiellen 
Anforderungen im Rahmen von sog. „beschleunigten Asylverfahren“ (§ 30a AsylG, vgl. dazu Wissenschaftliche 
Dienste des Deutschen Bundestages, Verfahrens- und Prüfungsschritte im Asylverfahren – Aktualisierung zu 
WD 3 - 3000 - 220/15, WD 3 - 3000 - 116/23, Ausarbeitung vom 31. Oktober 2023, S. 10) oder dem Flughafenasy-
lverfahren (§ 18a AsylG). 

30 Zu Inhalt und Hintergrund vgl. etwa Bartolucci, Vielzahl an Kritikpunkten an Einreiseverweigerung nach 
„Seehofer-Deal“, in: Asylmagazin 2019, S. 334 (335). 

31 Vgl. dazu insbesondere die Ausführungen der Bundespolizei in zwei Verfahren vor dem VG München, Be-
schluss vom 08.08.2019 – M 18 E 19.32238 –, juris Rn. 33 und Beschluss vom 04.05.2021 – M 22 E 21.30294, 
juris Rn. 20. 

32 Gemeint sind Treffermeldungen zu Fingerabdrücken in der sog. EURODAC-Datenbank, vgl. dazu EURODAC-
Verordnung (EU) Nr. 603/2013, ABl. EU L 180, 29.06.2013, S. 1 - 30. 

33 VG München, Beschluss vom 04.05.2021 – M 22 E 21.30294, juris Rn. 85 ff.; Beschluss vom 08.08.2019 – M 18 E 
19.32238, juris Rn. 38 ff.; VG München, Beschluss vom 17.7.2019 – M 11 S 19-50722, M 11 S 19.50759, juris 
Rn. 65. 

https://www.bundestag.de/resource/blob/980410/b8db60f14dc4ef3e3eeaf6de9a2e8347/WD-3-116-23-pdf.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex:32013R0603
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex:32013R0603
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und Literatur34 überwiegend abgelehnt.  

Teilweise wird in der Literatur zwar eine „Dublin-Kurzprüfung“ für zulässig gehalten.35 Gemeint 
sind damit allerdings 

  Günther/Nuckelt, in: Beck Günther/Nuckelt, in: BeckOK AuslR, 39. Ed., Stand: 1. Oktober 
2023, § 29 AsylG Rn. 65 

zufolge 

  stark beschleunigte, aber reguläre Dublin-Verfahren zur Bestimmung des zuständigen Mit-
gliedstaats und ggf. Rückführung des Schutzsuchenden […]. Ist hierfür aber keine ausrei-
chende Infrastruktur vorhanden oder kann die Bearbeitung nicht in zumutbarer Frist gesche-
hen, kann nur die Einreise des Ausländers erfolgen, weil die sonst nur übrig bleibende Zu-
rückweisung an der Grenze dessen Rechte aus Art. 3 Abs. 1 Dublin III-VO verletzte.36 

Nach der wohl überwiegenden Meinung erfordert die Ermittlung der Zuständigkeit nach der 
Dublin-III-VO und die Durchführung der Aufnahme- und Wiederaufnahmeverfahren zudem 
grundsätzlich eine Weiterleitung des Asylgesuchs an das BAMF,37 sodass die Einreiseverweige-
rung durch die Grenzbehörden gemäß § 18 Abs. 2 AsylG regelmäßig nicht erfolgen beziehungs-
weise vollzogen werden könne.38 Zur Frage der (fehlenden) Zuständigkeit der Bundespolizei für 
die Durchführung von Dublin-Verfahren im Falle der Äußerung eines Asylgesuchs geht 

 

34 Bartolucci, Vielzahl an Kritikpunkten“ an Einreiseverweigerung nach „Seehofer-Deal“, in: Asylmagazin 2019, 
S. 334 (335 ff., 338); Bergmann, in: Bergmann/Dienelt, Ausländerrecht, 14. Auflage 2022, § 29 AsylG Rn. 59 
m.w.N.; Bruns, in: NK-AuslR, 3. Aufl. 2023, § 18 AsylG Rn. 25; Funke-Kaiser/Fritz/Vormeier, in: Funke-Kaiser, 
GK-AsylG, § 18 Rn. 54 (Stand: 128. Lfg., 01.09.2020); Lehnert, Die Herrschaft des Rechts an der EU-Außen-
grenze?, in: VerfBlog, 04.03.2020; Lübbe, VG München zu Seehofer-Präzedenzfall: Kein Schutz des Eilrechts-
schutzes?, in: VerfBlog, 10.05.2019; Lührs, Unionsrechtliche Zulässigkeit von Verwaltungsvereinbarungen zwi-
schen EU-Mitgliedstaaten, in: DÖV 2020, S. 303 ff.; Nestler/Ziebritzki, Unionsrecht statt „Deals“ in der europäi-
schen Asylpolitik. Zu zwei Beschlüssen des VG München zum „EU-Türkei-Deal“ und dem sog „Seehofer-Deal“, 
in: NVwZ 2020, 129 (130 f.); Thym, „Pushbacks“ an den deutschen Grenzen: ja, nein, vielleicht?, VerfBlog, 
29.09.2023; Vogt/Nestler, in: Huber/Mantel, AufenthG/AsylG, 3. Auflage 2021, § 18 AsylG Rn. 21. Für die Zu-
lässigkeit eines solchen Verfahrens dagegen wohl weiterhin Hailbronner, Ausländerrecht, Juni 2023,  § 18 
AsylG Rn. 16 ff., 25, 55. 

35 Günther/Nuckelt, in: BeckOK AuslR, 39. Ed., Stand: 01.10.2023, § 29 AsylG Rn. 65; vgl. auch Kolber, in: Berg-
mann/Dienelt, 14. Auflage 2022, § 18 AsylG Rn. 23. 

36 Hervorhebung nur hier. 

37 VG München, Beschluss vom 04.05.2021 – M 22 E 21.30294, juris Rn. 59 ff.; Beschluss vom 8. August 2019 – M 
18 E 19.32238, juris Rn. 38 ff., 43 ff.; Bartolucci, Vielzahl an Kritikpunkten“ an Einreiseverweigerung nach 
„Seehofer-Deal“, in: Asylmagazin 2019, S. 334 (336 f.); Bruns, in: NK-AuslR, 3. Aufl. 2023, § 18 AsylG Rn. 25; 
Funke-Kaiser/Fritz/Vormeier, in: Funke-Kaiser, GK-AsylG, § 18 Rn. 51 ff. (Stand: 128. Lfg., 01.09.2020); Gärditz, 
in: Dürig/Herzog/Scholz, GG Art. 16a Rn. 144 (Stand: 101. EL, Mai 2023); Günther/Nuckelt, in: BeckOK AuslR, 
38. Ed., Stand: 01.10.2023, § 26a AsylG Rn. 5, § 29 AsylG Rn. 65; Kolber, in: Bergmann/Dienelt, 14. Auflage 
2022, § 18 AsylG Rn. 23; Marx, AsylG, 11. Auflage 2022, § 18 Rn. 43; Nestler/Ziebritzki, Unionsrecht statt 
„Deals“ in der europäischen Asylpolitik. Zu zwei Beschlüssen des VG München zum „EU-Türkei-Deal“ und 
dem sog „Seehofer-Deal“, in: NVwZ 2020, 129 (130). 

38 Funke-Kaiser/Fritz/Vormeier, in: Funke-Kaiser, GK-AsylG, § 18 Rn. 51 ff. (Stand: 128. Lfg., 01.09.2020). 

https://verfassungsblog.de/die-herrschaft-des-rechts-an-der-eu-aussengrenze/
https://verfassungsblog.de/die-herrschaft-des-rechts-an-der-eu-aussengrenze/
https://verfassungsblog.de/vg-muenchen-zu-seehofer-praezedenzfall-kein-schutz-des-eilrechtsschutzes/
https://verfassungsblog.de/vg-muenchen-zu-seehofer-praezedenzfall-kein-schutz-des-eilrechtsschutzes/
https://verfassungsblog.de/pushbacks-an-den-deutschen-grenzen-ja-nein-vielleicht/
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insbesondere das VG München auch auf die Asylzuständigkeitsbestimmungsverordnung – 
AsylZBV39 näher ein und weist überdies auf Folgendes hin: 

  Die Regelung in § 71 Abs. 3 Nr. 1 AufenthG, nach der die Grenzbehörde für die Zurückwei-
sungen und Zurückschiebungen, einschließlich der Überstellung aufgrund der Dublin III-VO 
zuständig ist, wenn der Ausländer im grenznahen Raum in unmittelbaren zeitlichen [sic] Zu-
sammenhang mit einer unerlaubten Einreise angetroffen wird, bezieht sich dagegen nur auf 
die Fälle der §§ 15 und 57 AufenthG, wenn also der Betroffene bei der Grenzbehörde nicht 
um Asyl nachgesucht hat.40 

2.2.3. Art. 72 AEUV und Dublin-III-VO 

Der EuGH hat sich in seiner Rechtsprechung zwar bereits mehrfach zu Art. 72 AEUV geäußert, 
aber bislang nicht konkret darüber entschieden, ob und wenn ja, unter welchen Voraussetzungen 
Mitgliedstaaten unter Berufung auf Art. 72 AEUV von der Dublin-III-VO abweichen können. 

Die Ausarbeitung  

  Deutscher Bundestag, Fachbereich Europa, Grenzschließungen im Lichte des EU-Asylrechts, 
PE 6 - 3000 - 023/20, Ausarbeitung vom 24. April 2020, S. 16 ff. und 22 ff. 

stellt die Auslegung von Art. 72 AEUV durch den EuGH mit Stand seiner Entscheidung vom 
2. April 2020 zu den verbundenen Rechtssachen C-715/17, C-718/17 und C-719/17 (Kommission/ 
Polen) ausführlich dar. Diese Auslegungslinie bestätigte der EuGH seither in weiteren Entschei-
dungen.41 

2.3. Erkennungsdienstliche Behandlung, § 18 Abs. 5 AsylG 

Die Grenzbehörden müssen ausländische Personen, die an der Grenze um Asyl nachsuchen, auch 
erkennungsdienstlich behandeln, § 18 Abs. 5 AsylG. Dies dient der Sicherung der Identität (§ 16 
Abs. 1 Satz 1 AsylG). Die erkennungsdienstliche Behandlung umfasst die Abnahme von Finger-
abdrücken, die Anfertigung von Lichtbildern und die Prüfung der Echtheit der Dokumente oder 
der Identität der Person mit Hilfe der auf Pässen, anerkannten Passersatzpapieren und sonstigen 
Identitätspapieren gespeicherten biometrischen Daten in Form von Fingerabdrücken, Lichtbil-
dern und Irisbildern (§ 16 Abs. 1 Satz 1 und 2, Abs. 1a AsylG). Sprachaufnahmen im Sinne von 
§ 16 Abs. 1 Satz 3 bis 5 AsylG werden in der Praxis nur durch das BAMF angefertigt.42  

 

39 Verordnung zur Neufassung der Asylzuständigkeitsbestimmungsverordnung vom 2. April 2008 (BGBl. I S. 645). 

40 VG München, Beschluss vom 04.05.2021 – M 22 E 21.30294, juris Rn. 63 – Hervorhebungen nur hier. 

41 Vgl. EuGH, Urteil vom 22.06.2023, Rs. C-823/21 (Kommission/ Ungarn), Rn. 66 ff.; EuGH, Urteil vom 
22.09.2022, Rs. C-159/21, Rn. 84; Urteil vom 30.06.2022, Rs. C-72/22 PPU, Rn. 69; Urteil vom 17.12.2020, Rs. C-
808/18 (Kommission/Ungarn), Rn. 212 ff.; Urteil vom 02.07.2020, Rs. C-18/19 (WM/Stadt Frankfurt), Rn. 29.  

42 Hailbronner, Ausländerrecht, Juni 2023,  § 18 AsylG Rn. 17. 

https://www.bundestag.de/resource/blob/691872/780d7a3fa05ea298e0b1bf6ad2db3746/PE-6-023-20-pdf-data.pdf
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=224882&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=843860
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=274870&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=842421
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=266106&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=842763
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=261930&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=843480
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=235703&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=843537
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=235703&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=843537
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=228042&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=843620
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Sofern die erkennungsdienstliche Behandlung mit einer Freiheitsbeschränkung oder -entziehung 
verbunden ist, sind verfassungsrechtlich die Art. 2 Abs. 2 und 104 GG und der Verhältnismäßig-
keitsgrundsatz maßgeblich. Das Bundesverfassungsgericht hat sich bislang, soweit ersichtlich, 
noch nicht mit der Frage befasst, ob bei Einreiseverweigerungen oder erkennungsdienstlichen 
Maßnahmen vor der Entscheidung über die Einreise an Binnengrenzen eine Freiheitsbeschrän-
kung oder -entziehung im Sinne von Art. 104 GG vorliegt. Hinzuweisen ist aber auf die Entschei-
dung des Bundesverfassungsgerichts vom 14. Mai 1996, wonach die Unterbringung von Betroffe-
nen während des Flughafenasylverfahrens (heute § 18a AsylG) weder eine Freiheitsentziehung 
noch eine Freiheitsbeschränkung i.S.v. Art. 104 GG i.V.m. Art. 2 Abs. 2 Satz 2 GG darstelle.43 Die 
wesentlichen Erwägungen, auf denen diese Bewertung beruht, fasst die Arbeit 

  Deutscher Bundestag, Wissenschaftlichen Dienste, Fragen zum Flughafenasylverfahren nach 
§ 18a AsylG – Implikationen der Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofs zu ungari-
schen und litauischen Transitzonen an Landgrenzen, WD 3 - 3000 - 136/22, Ausarbeitung 
vom 20.10.2022, S. 7 

zusammen. 

Zudem ergeben sich weitere Vorgaben aus der Aufnahmerichtlinie44 und der Rückführungsricht-
linie, sofern die Maßnahme einen Haftcharakter im Sinne der Richtlinien aufweist. Der Haftbe-
griff dieser beiden Richtlinien wurde ebenfalls in der genannten Arbeit am Beispiel von Transit-
zonen im unionsrechtlichen Sinne und dem deutschen Flughafenverfahren (§ 18a AsylG) näher 
erörtert (vgl. a.a.O., S. 10 ff.). 

3. Unionsrechtliche Vorgaben in Bezug auf Transitzonen 

Die Dublin-III-VO verwendet den Terminus der Transitzone, bestimmt diesen aber selbst nicht 
näher. Der EuGH hat bisher nicht darüber entschieden, ob und wenn ja, unter welchen Voraus-
setzungen Transitzonen an Binnengrenzen der EU bzw. des Dublin-Gebiets eingerichtet werden 
können. 

Die Ausarbeitungen vom 2. August 2018 

– Transitverfahren und die Fiktion der Nichteinreise – Vereinbarkeit mit dem Unionsrecht, 
PE 6 - 3000 - 111/18; 

– Transitverfahren an den EU-Binnengrenzen – Vereinbarkeit mit dem Unionsrecht, PE 6 - 
3000 - 109/18; 

– Zur Fiktion der Nichteinreise im Transitverfahren – Vereinbarkeit mit dem Unionsrecht, 
PE 6 - 3000 - 112/18; 

 

43 BVerfGE 94, 166 (198 f.). 

44 Richtlinie 2013/33/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 zur Festlegung von Nor-
men für die Aufnahme von Personen, die internationalen Schutz beantragen, ABl. L 180 vom 29. Juni 2013, 
S. 96 – 116. 

https://www.bundestag.de/resource/blob/921856/65fad635892e285e3e24c14a3b7708e5/WD-3-136-22-pdf.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/571498/63352e85f233c385555b830ef826596c/PE-6-111-18-pdf-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/571496/5b60f82bc78292dc01d901625b8f292d/PE-6-109-18-pdf-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/571496/5b60f82bc78292dc01d901625b8f292d/PE-6-109-18-pdf-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/571500/f5ab94cd5182a139e3dc0f4572c22920/PE-6-112-18-pd-data.pdf
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– Die Fiktion der Nichteinreise im Transitverfahren – Vereinbarkeit mit dem Unionsrecht, PE 
6 -  3000 - 120/18 

beschäftigen sich im Zusammenhang mit den seinerzeit verstärkt diskutierten „Transitverfahren“ 
an deutschen Grenzen u.a. mit den Vorgaben des Unionsrechts zu „Transitzonen“. Die Arbeiten 
kommen übereinstimmend (jeweils auf S. 8) zu folgendem Befund: 

  Es finden sich im Unionsrecht Regelungen für die spezielle Situation von Asylsuchenden in 
Transitzonen, ohne jedoch den Begriff der Transitzone zu definieren. In einigen Sekundär-
rechtsakten wird der Begriff der Transitzone speziell im Zusammenhang mit Flughäfen 
und/oder Außengrenzen verwendet, in anderen nicht. Zudem ist auf Unionsebene die Mög-
lichkeit eines beschleunigten Asylverfahrens geregelt, welches möglicherweise dem in den 
Beschlüssen des Koalitionsausschusses geplanten Transitverfahren entspricht. Auch enthält 
das Unionsrecht in der Rückführungsrichtlinie Vorgaben zu einer Art Nichteinreisefiktion. 

Zu den näheren Einzelheiten der unionsrechtlichen Regelungen und Schlussfolgerungen des 
Fachbereichs Europa wird auf die genannten Ausarbeitungen verwiesen. 

*** 

https://www.bundestag.de/resource/blob/571502/1af539886c10c0f865f38dde06383e24/PE-6-120-18-pdf-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/571502/1af539886c10c0f865f38dde06383e24/PE-6-120-18-pdf-data.pdf
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